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A—mtlicher TheTL
 

A. Verordnungen und Belanntmachungeu des Königlichen Landraths-Amtes.
Berlin, den 7. März 1870.

Nr. 115. Betreffend den Remonte-Ankauf pro 1870.
Zum Ankaufe Von Reinonten im Alter von vor-

zugsweife drei und ausnahmsweise vier bis fünf Jahren
sind im Bezirk der Königlichen Regierung zu Breslau
und den angrenzenden Bereichen für dieses Jahr nach-
stehende, Morgens 8 Uhr beginnende Märkte anberaumt
worden und zwar:

den 27. Mai in Süßen,
= 30. = = Steinau a. O.,
= 31. - - Neumarkt,
- 1. Juni - Striegau,
- 2. - - Schweidnitz,
- 3. - - Nimptsch,
- 4. = = Strehlen,
- 7. = - Brieg,
- 8. - - Grottkau,
- 22. - - Namslau,
- 23. - - Kempen,
- 24. - - Poln.-Wartenberg,
- 25. - - Oels,
- 27. s = Trebnitz,
- 28. - - Trachenberg,
- 30. - - Bojanowo,
- 22. Juli - Krotoschin.

Die von der Militär-Kommisston erkauften Pferde
werden zur Stelle abgenommen und gegen stempel-
pflichtige Quittung sofort baar bezahlt.

Pferde, deren Mängel den Kauf gesetzlich rück-
gängig machen, sind von dem Verkaufer gegen Erstat-
tung des Kaufpreifes und der sämmtlichen Unkosten
zurückzunehmen. Der VerkäUfer ist ferner verpflichtet,
jedem verkauften Pferde eine neue, starke, rindslederne
Trenfe mit eisernem, zweckmäßigem Gebiß, eine starke
Kopfhalfter von Leder oder Hanf mit zwei mindestens
sechs Fuß langen starken Stricken ohne besondere Ver-
gütigung mitzngeben.

Kriegs-Ministerium-
Abtheilung für das Remonte-Wefen.  

Breslau, den 23. März 1870.
Indem wir vorstehenden Erlaß zur Kenntniß des

Pferde züchtenden Publikums bringen, machen wir
noch besonders darauf aufmerksam, daß der Romonte-
Ankaufs-Kommifston auch gut gezogene, fehlerfreie
und zur Zucht geeignet erscheinende junge Hengste-
die jedoch nicht unter drei Jahren alt sein dürfen,
zur vorläufigen Bestchtigung vorgeführt werden dürfen,
da höheren Orts beabsichtigt wird, auch fernerhin zur
Deckung des Remonte-Bedarfs der Königlichen Land-
gestüte an Beschälern geeignete junge Hengste von
Privatzüchtern im Lande ankanfen zu lassen.

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern.

Oels, den 16. Mai 1870.
Vorstehende Bekanntmachung haben die Orts-

behörden den Pferdezüchtern in ihren Amtsbezirken
zur Kenntnißnahme mitzutheilen.

Oels, den 16. Mai 1870.
Nr. 116. Betreffend die Räumung der Bäche und

Gräben.
Nachdem nunmehr die zur Vornahme von Bach-

und Graben-Räumungen günstige Jahreszeit eingetre-
ten ist, erfuche refp. beauftrage ich die betreffenden
Polizei-Behörden und Ortsgerichte, die Räumung der
nachstehend bezeichneten Bäche nnd Gräben an den
bei denselben bemerkten Tagen ausführen zu lassen.

Die Räumungspflichtigen sind schriftlich unter
der Verwarnung zu bestellen, daß für diejenigen Ver-
pflichteten, welche zu den Arbeiten weder selbst erscheinen,
noch taugliche Stellvertreter schicken sollten, Lohn-
arbeiter gedungen und die dadurch-— entstehe-n-
den Kosten von den betreffenden Verpflichte-
ten im Wege der Exekution eingezogen werden
würden. Das Bestellungsichreiben ist jedem Räu-
mungspflichtigen zu insinuiren und von Letzterem mit
dem Vermerke der Kenntnißnahme zu versehen, dem-
nächst aber von der Polizei-Behörde hierher einzu-
reichen, damit nöthigenialls auf Grund b-cflelb'en Die
Exekutionsverfügung erlassen werden kann.
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Es find zu räumen:
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' Bezeichnung
T a g Segeicbnung der oerpflichteten Gemeindender Nr. der Bache unb Ich)

Räumung. und Graben. einzelnen Vesitzen

Mittwoch, I. Die große Würtemberg, Spahlitz, Rathe,
d. 8. Juni. Schmarser Schmarse, Dammer, Jenkwitz,

Bach. Carlsburg, Döberle, Groß- und
Klein - Ellguth, Ober-Schmollen,

· Cronendors.
Freitag,· Il. Die kleine Rathe, Schmarse, Jenkwitz,

d.10.Juni. Mühlbach. Carlsburg, Döberle, Bogschütz,
Papierfabr. Hahn in Schmarse,
Schloßbrauer Müller, die an-
grenzenden städtischen Besitzer.

Montag,» Ill. Die Kupfer- Spahlitz, Bogschütz, Rathe.
d.13.Juni. hammer-Bach. Dammer und Zucklau.
Dienstag, IV. Die alte Rathe, Schmarse, Dom. Wür-
d.14.Juni. Schmarser tcmberg, Erbscholtiseibes Fey zu

Bach. Dammer, Papierfabr. Hahn zu
Schmarse, Pächter von Mon-
plaisir, Brauer Müller.

Donnerst., V. Die Klingel- Rathe, Dammer, Jenkwitz,
d.16.Juni. bach. Der hier- Carlsburg, »Döberle, Schmarse,

ugehörigeAbs Schmied Kiok, ehem. Postillon
slußgraben von Scholz in Oels,· Schulgemeinde
der gemauerten Rathe, Kräuter Fischer, Gastwirth
Brücke bis in “Hüter, Bauer Hubrich Jun»
die Schmarser Ängerhäusler Kahl in Rathe,
hBach Brauer Müller.

Sonnabd., VI. Die Döber- Carlsburg, Döberle, Jenkwitz,
d.18.Juni. ler Bach. Schmarse, Groß-Ellguth.
Montag» V". Die Entsch- Juliusburg, Rackwitz, Bucko-

d.20.Juni. dorser ach. wintke, Weißensee, Bartkerey,
Maliers, Zucklau, Dammer,

- Jentschdorf.
Dienstag-» Vlll, Sie Zuck- Buckowintke,Maliers,Weißen-
d-21-JUM- lauer Ober-see, Hollunderey, Jentschdorf,

Bach. Dammer, Zucklau.
Donnerst» IX. s Sie große Rathe, Dammer, Jenkwitz,
di23sJUUi. Oels-Bach. Carlsburg, Döberle, Schmarse,

Spahlitz, Würtemberg, Groß-
Ellguth, Cronendors,·Ober- und
Neu - Schmollen, Klein - Ellguth,
die angrenzenden städtischen Be-
sitzen

Sonnabd., X. Sie Zuck- Zucklau, Rackwitz,J-uliu.sburg,
b.25.3uni. lauer Nieder- Bartkerey.

Bach.

Montag, XI. DieSchwier- Groß-Ellguth, « Schwierje,
di27-JUUL ser und Wiese- Wiesegrade, Spahlitz, Buselwitz,

rader Mühl- Schmoltschütz, Gruttenberg,
Bach. Allerheiligen   

Der Königliche Landrath.
v. Rosenberg.

Nichtamtcicher Theil.

Die entscheidende Berathung über das
Strafgesetzbuch

steht in den nächsten Tagen bevor.

So zahlreich und erheblich die Veränderungen

 

 
find, welche der Reichstag bei der bisherigen Be-
rathung an der Vorlage der {Regierungen vorgenom-
men hat, so ist doch eine schließliche Verständigung
über den Gesetzentwurf mit Sicherheit in Aussicht zu  

B. Bekanntmarhnngen anderer Behörden.

Oels, den l7. Mai 1870.
Steckbries.

Der Schornsteinfeger Johann Karl Tischer
aus Breslau ist wegen Raube-s zu verhaften und
an das Königliche Kreis-Gericht zu Oels abzuliefern.

Signalement.
Alter: ohngefähr 40-—44 Jahre alt; Größe:

10——11 Zoll; Haare: braun; Gesichtssarbe: voll und
roth; Bart: röthlich. Kleidung: Rock aus grauem
Sommerzeug.

Der Königliche Staats-Anwalt.

Trebnitz, den 12. Mai 1870.
Jn der Nacht zum 8. Mai 1870 ist zu Klein-

Graben eine fahlrothe Kuh mit einem saugenden Kalbe
aus einem verschlossenen Stalle abhanden gekommen.
Es wird um Mittheilung über den Verbleib der bei-
den Biehstücke oder sonstiger zur Aufklärung der Sache
dienender Umstände ersucht.

Der Königliche Staats-Anwalt
(gez.) Kaiser.

 

Die Directiori der Rechte-Oderufer-Eisenbahn-

Gesellschaft hierselbst hat, um den Besuch der in Bres-

[au veranstalteten schlesischen Gewerbeausstellung zu

fördern, eine Einrichtung zur Erleichterung des Reise-

verkehrs dahin getroffen, daß den von allen Stationen
der Rechte-Oderuser-Eisenbahn nach Breslau reisenden

Personen auf das zur Hinsahrt gelöste Billet freie

Rücksahrt an demselben und an den vier auf die

Lösung des Billets nächstfolgenden Tagen mit den
fahrplanmäßigen Zügen gewährt werde, dafern der

Reiseantritt nicht vor dem 21. und die Rückfahrt nicht

nach dem 28. Mai er. erfolgt.

 

nehmen, Falls es gelingt, eine Vereinbarung über die
Frage der Todesstrase herbeizuführen. ·

Durch die vertraulichen Verhandlungen, welche
in der Zwischenzeit seit der zweiten Berathung statt-
gefunden haben, ist die Wahrscheinlichkeit einer Aus-
gleichung aller sonstigen Gegensätze gesichert; nur in
Betress der Zurücknahme des Beschlusses über die un-
bedingte Aufhebung der Todesstrafe waltet noch Un-
gewißheit ob.
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Von der Stellung des Reichstages zu dieser.
Frage hängt das Zustandekommen oder das Scheitern
der ganzen Reform des Strafrechts ab.

So sehr die Bundesregierungen in ihrem
gesammten Verhalten bei der Ausarbeitung, wie bei
der Berathung des Entwurfs den Geist aufrichtigen
Entgegenkommens bewährt haben, so sehr sie geneigt
sein werden, für das Gelingen der wichtigen Aufgabe
auch jetzt noch erhebliche Opfer ihrer Ueberzengungen
zu bringen, so ist doch nach den unumwundenen Er-
klärungen des Bundeskanzlers Grafen von Bismarck
unter keinen Umständen zu erwarten, daß sie in die
gänzliche Aufhebung der Todesstrafe, zumal in Be-
zug auf das Verbrechen des gemeinen Mordes,
willigen sollten.

Graf Bismarck hat in der bestimmtesten Weise
erklärt, daß die Regierung die Beibehaltung der Todes-
sirafe zum Schutze des friedlichen Bürgers gegen den
Verbrecher, zur Handhabung der Ordnung und Ge-
rechtigkeit in dem Staatswesen für erforderlich halte,
und er könne mit Sicherheit dafür bürgen, daß die
preußische Stimme und der preußische Einfluß im
Bundesrathe mit vollem Gewichte für die Beibehal-
tung eingesetzt werben. -

An ein Schwanken unserer Regierung in dieser
Frage ist nicht zu denken.

Die liberale Partei im Reichstage steht daher
vor der Erwägung, ob sie das neue Strafgesetzbuch
mit allen den Vorzügen, welche sie in dem Entwurfe
von vornherein anerkannt, und nach den erheblichen
Zugeständnissen, welche sie tm Laufe der Berathung
noch erreicht hat, schließlich zur Geltung bringen und
damit zugleich den ersten bedeutenden Schritt zur
Gründung einheitlichen deutschen Rechts ermöglichen
will, oder ob alle diese Erfolge und alle daran ge-
knüpften Erwartungen vereitelt werden sollen, nur
weil sie nicht zugleich die absolute Aufhebung der
Todesstrafe durchzusetzen vermag.

Mit dem Scheitern der Verhandlungen würde
unfehlbar eine schwere Verantwortung vor ganz
Deutschland auf Die liberale Partei fallen.

Heimaths- und Armenrecht.
Der Reichstag des Norddeutschen Bundes beschäftigt

sich zur Zeit mit einem der ;wichtigsten und zugleich
schwierigsten Gegenstände des öffentlichen Rechts, mit
der Verpflichtung des Staats und der Kommunen
zur Unterstützung verarmter und hülfloser Staatsan-
gehöriger.

Das Heimaths- und Armenrecht muß im Zu-
sammenhange mit den neuen Einrichtungen des Bun-
des eine anderweitige und gemeinsame Regelung er-
fahren.

Die Bundesverfassung hat für den ganzen Um-
fang des Bundesgebietes ein gemeinsames Jndigenat
(eine gemeinsame Staatsangehörigkeit) geschaffen, mit
der Wirkung, daß der Angehörige eines jeden einzelnen
Staates im Bunde in jedem anderen Bundesstaate
als Jnländer zu behandeln und demgemäß zum festen
Wohnsitze, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen

  i

Aemtern, zur Erwerbung von Grundstücken, zur Er-
langung des Staatsbürgerrechts und zum Genusse
aller sonstigen bürgerlichen Rechte ganz ebenso wie
der Einheimische zugelassen werden muß.

Diese gemeinsame Staatsangehörigkeit im Bunde
hat in der Zeit seit der Errichtung der Bundesver-
fassung noch eine bedeutend weitere Entwickelung er-
halten durch die Gesetze über die Freizügigkeit und
über die Aufhebung der polizeilichen Beschränkungen der
Eheschließung, sowie durch gemeinsame Gewerbe-
Ordnung für den Norddeutschen Bund. Nachdem
aber das Gesetz über Freizügigkeit den Norddeutfchen
Bundesangehörigen ein allseitig gleichmäßiges Recht
auf Niederlassung, die Gewerbe-Ordnung ebenso die
volle Befugniß zur Begründung des Gewerbebetriebes
gewährt hatten, war es unerläßlich, daß auch die
Bestimmungen der einzelnen Landesgesetzgebungen
über den Erwerb und Verlust des Heimathsrechts und
die damit zusammenhängende Verpflichtung zur
Armenpflege durch ein Bundesgesetz eine übereinstim-
mende und gleichmäßige Regelung sinden.

Die Bundesverfassung hatte zunächst zwar be-
stimmt, daß die bestehenden Vorschriften über die
Armenversorgung und die Aufnahme in den einzelnen
Gemeindeverband durch jenen allgemeinen Grundsatz
in Betreff des gemeinsamen Jndigenats nicht ohne
Weiteres berührt werden sollten, doch wurden Der
Beaufsichtigung und der weiteren Gesetzgebung des
Bundes ausdrücklich auch die Bestimmungen über
Freizügigkeit, über Heimaths- und Niederlassungsoer-
hältnisse u. f. w. vorbehalten.

Der Wunsch nach einem gemeinsamen Heimaths-
rechte ist im Zusammenhange mit den erwähnten Ge-
setzen sowohl im Reichstage, wie im Bundesrathe
von vornherein entschieden zur Geltung gelangt; nur
Die Schwierigkeit des Gegenstandes und die erheb-
lichen Meinungsverschiedenheiten, welche dabei zunächst
innerhalb der verbündeten Regierungen zu überwinden
waren, haben die Lösung der Aufgabe bisher ver-
zögert.

Jn der gegenwärtigen Sefsion ist dem Reichstage
einerseits ein Gesetzentwurf über Erwerbung und
Verlust der Staatsangehörigkeit im Bunde, anderer-
seits ein Entwurf über den Unterstützungs-Wohnsitz
vorgelegt worden.

Die Frage in Betresf des Unterstützungswohnsitzes
bildet eine der schwierigsten Ausgaben, deren Lösung
der Vundesgefetzgebung bisher zugefallen ist: es giebt
kaum ein anders Gebiet, auf welchem die Verschieden-
heit in den einzelnen deutschen Staaten so groß wäre,
wie in Bettes-s des Heimaths- und Armenrechts, so daß
die Herstellung völliger Rechtseinheit in dieser Be-
ziehung nicht ohne tief eingreifende Veränderungen
möglich ist.

Die Armengesetze in den Bundesstaaten scheiden
sich nach zwei grundsätzlich verschiedenen Richtungen.

Die bisherige preußische Aussenseite-gebissen wie
sie in den bis 1866 zur breubifchen Monarchie ge-
hörigen Landestheilen (an Grund der Gesetze von
1842 und 1855) besteht, beruhet auf dem Grund-
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saße der Freizügigkeit, nach welchem der Einzelne
nicht für immer an einen und denselben Heimathsort
gebunden ist, sondern einen Unterstützungswohnsiß
durch den Ablauf einer bestimmten Zeit erwerben
kann, nämlich entweder durch den unter ausdrücklicher
und förmlicher Anmeldung begründeten und ein Jahr
lang fortgesetzten Wohnsitz oder durch dreijährigen
bloßen Aufenthalt nach erlangter Großjährigkeit.
Eine Geburtsheimath findet nur für die Kinder an
dem Unterstützungswohnsitze des Vaters bis nach er-
langter Großjährigkeit statt. Der Verlust des Unter-
stützungswohnsttzes tritt ein durch dreijährige Abwe-
senheit aus der Gemeinde, außer wenn die Abwesen-
heit durch blos vorübergehende Verhältnisse veranlaßt
worden ist. Die Verpflichtung zur Armenpflege ruht
auf den Orts-Armenverbänden; die Fürsorge für solche
Verarmte, welche keinen Unterstützungswohnsitz haben,
liegt den Land-Armenverbänden ob.

Die Armengesetzgebungen der übrigen Bundes-
staaten dagegen, sowie in den neuerworbenen Landes-
theilen Preußens, sind zwar unter sich sehr wesentlich
und mannigfaltig verschieden, beruhen jedoch insofern
sämmtlich auf einer und derselben Grundlage, als
das Recht auf Armenversorgnng überall als ein Aus-
fluß des Heimathsrechts, der angeborenen vollen An-
gehörigkeit an einen bestimmten Ort gilt. Die Ge-
setzgebung weist hiernach jedem Jnländer einen
bestimmten Heimathsort an; in der Regel bleibt der
Geburts:Heimathsort geltend, insofern nicht eine
andere Heimath durch ausdrückliche Aufnahme in
einen Gemeindeverband oder auf andere gesetzliche
Weise erworben ist«

Der durchgreifendste Unterschied dieser (gemein-
rechtlichen) Heimathsgesetzgebung von der preußischen
liegt darin, daß der Verlust der einmal erworbenen
Heimath nicht durch einen Zeitablauf, sondern nur
nach Erwerb einer anderen Heimath eintritt.

Bei der tiefen grundsätzlichen Verschiedenheit der
beiden bestehenden Systeme und Gruppen von Armen-
gesetzgebung wares nicht leicht, zu entscheiden, welchen
Weg die Bundesgesetzgebung einzufchlagen habe, um
zu einer befriedigenden Ausgleichung der Hindernisse
zu gelangen, welche daraus für die volle Entfaltung
der Freizügigkeit entspringen.

Die preußifche Regierung war von vornherein
der Ansicht, daß der einfachste, unmittelbar zum Ziele
führende und der sonstigen Bundesgefetzgebung am
meisten entsprechende Weg darin bestehen würde,
unter Aufhebung aller gesonderten Heimathsgesetze ein
einheitliches Recht für das ganze Bundesgebiet in
der Weise zu schaffen, daß für jeden Norddeutschen in
jeder Gemeinde innerhalb aller Bundessiaaten der
Erwerb, so wie der Verlust des Unterstützungs-
wohnsitzes nach gleichmäßigen Vorschriften geregelt
würde.

Diese Auffassung der preußischen Regierung be-
gegnete jedoch lebhaften Bedenken auf Seiten der
übrigen Bundesregierungen. Es wurde geltend ge-
macht: die Heimathsgesetzgebung bilde, namentlich
in ihrem engen Zusammenhange mit dem Gemeinde-

 

 

wesen, in den meisten Bundesstaaten einen so wich-
tigen Bestandtheil des gesammten öffentlichen-Rechts-
zustandes, daß ihre gänzliche Aufhebung oder Umge-
staltung nicht ohne tief einschneidende Rückwirkungen
auf die seit lange eingebürgerten und eben darum
liebgewordenen Verhältnisse würde vor sich gehen
können. Die Bundesgeseßgebung würde nicht wohl
daran thun, gerade auf dem vorliegenden Gebiete
über das allseitig anerkannte, dringendste Bedürfniß
hinaus mit Aenderungen des bestehenden Rechts-
zustandes vorzugehen; es sei vielmehr nach einer
Lösung der Frage zu suchen, welche geeignet erschiene,
unter möglichster Schonung werthgehaltener Eigen-
thümlichkeiten nur den erheblichsten, im Gefolge der
Freizügigkeit auf dem Gebiete des Heimathswefens
und der Armenpflege hervorgetretenen Mißständen im
gegenseitigen Verhältnisse der verschiedenen Bundes-
staaten zu einander Abhülfe und damit dem für den
Augenblick dringendsten Bedürfnisse Befriedigung zu
verschaffen.

Eine solche Lösung wurde Seitens der Mehrheit
im Bundesrathe darin gefunden, daß die Bundes-
geseßgebung sich des Eingreifens in die innere Armen-
Gesetzgebung der einzelnen Bundesstaaten enthalten,s
also die einzelnen Heimathsgesetze im Wesentlichen
unberührt lassen, und nur in der Beziehung gemein-
same und gleichmäßige Vorschriften geben solle, wie
jedem Norddeutschen im ganzen Bundesgebiete die
Möglichkeit eines Unterstützungswohnsitzes außerhalb
seines Heimathsstaates zu sichern sei. Die Rechte
und Pflichten innerhalb der einzelnen Staaten sollten
mithin in ihrer großen Verschiedenheit und Mannig-
faltigkeit unverändert fortbestehen, und nur die Rechte
der Bundesangehörigen in anderen als ihren Hei-
mathsstaaten und die Beziehungen der verschiedenen
Staaten unter einander sollten übereinstimmend und
einheitlich geregelt werden.

Hieran beruht der dem Reichstage vom Bundes
rathe vorgelegte Entwurf.

Der Reichstag ist jedoch in feiner weit über-
wiegenden Mehrheit dem Standpunkte des Bundes-
rathes nicht beigetreten, vielmehrin Uebereinstimmung
mit den ursprünglichen Vorschlägen der preußischen
Regierung von dem Gedanken ausgegangen, daß die
Ordnung dieser Angelegenheit, sofern sie auf dem
Wege der Bundesgesetzgebung erfolge, eine gleichartige
für sämmtliche Norddeutsche und für das gesatnmte
Bundesgebiet fein müsse.

Dem Geiste der Bundesverfassung und ihren
ausdrücklichen Bestimmungen entspreche es allein, für
alle Norddeutschen ein einheitliches Norddeutsches
Heimathse und Niederlassungsrecht zu gründen, nicht
aber ein Heimathsrecht einzuführen, welches erst dann
für den Einzelnen wirksam werde, wenn er die
Grenzen des Staates feiner besonderen Angehörigkeit
überschreite. Hierin würde ein Rückschritt hinter die
von der Bundesverfassung getroffenen Anordnungen
liegen; denn dieselbe halte als Regel den Grundsatz
fest, daß innerhalb jedes Einzelstaates alle Nord-
deutschen nach gleichem Rechte behandelt werden sollen.
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Indem hiernach der einheitlichen Regelung des
Armenrechts der Vorzug gegeben wurde, fragte es
sich weiter, welches der beiden erwähnten Systeme,
das altpreußische oder das gemeinrechtliche, bei der
Regelung zu Grunde gelegt werden solle.

Der Reichstag gab mit überwiegender Mehrheit
dem preußischen Systeme entschieden den Vorzug.
Die öffentliche Pflicht zur Unterstützung eines Hülfs-
bedürftigen stehe in nothwendigem, innerem Zu-
sammenhange mit der wirthschastlichen Seite des
Staatswesens Der Staat in feiner Gesammtheit
bilde gegenwärtig ein großes wirthschaftliches Gebiet
für die Thätigkeit aller feiner Angehörigen, für den
freien Austausch ihrer Kräfte, als wirthfchaftliche
Heimath erscheine das Vaterland in seiner Gesammt-
heit und der freien Willensbestimmung des Einzelnen
bleibe es überlassen, wie und wo er seine wirthfchast-
liche Thätigkeit entfalten und zu diesem Behuse feinen
Aufenthalt nehmen wolle. Dieser Gedanke sei es, der
die politische und wirthschaftliche Verfassung des
Staates der Gegenwart, des Norddeutschen Staates
durchdringe. Die bisherige Bundesgesetzgebung über
Freizügigkeit, Verehelichungsfreiheit, Gewerbesreiheit,
Pnßfreiheit 2c. beruhe auf demselben Gedanken wie
das altpreußische System des Armenrechts. Die
Ausdehnung desselben aus den Bund sei nur ein
weiterer Schritt aus dein einmal betretenen Wege.

Der Reichstag hat schließlich noch eine wichtige
Bestimmung hinzugefügt, indem zur Entscheidung von
Streitigkeiten zwischen mehreren Armenverbänden,
welche verschiedenen Staaten angehören, ein beson-
deres Bundesamt errichtet werden soll.

Es ist dies eine Einrichtung von großer Bedeu-
tung für die weitere Entwickelung der Verwaltungs-
verhältnisse auch aus anderen Gebieten.

» Unfer König wird heute (18.) ein Minister-
conseil abhalten, an welchem auch der Kronprinz
Theil nehmen wird.

. Der Kaiser von Russland ist in Begleitung
des Großsürsten Wiadimir am Freitag (13.) in Ber-
lin eingetroffen und wurde von unserem Könige
und den Königlichen Prinzen auf’s herzlichste empfan--
gen. Der Besuch des Kaisers am Königlichen Hofe
hatte wiederum das Gepräge des engen freundschaft-
lichen Verkehrs, welcher die Beziehungen der beiden
Fürstlichen Häuser seit langer Zeit kennzeichnet. Am
Sonntag (15.) Vormittags setzte der Kaiser die Reise
nach Bad Eins fort, woselbst er eine vierwöchentliche
Kur gebrauchen will.

Die Königin Angnsta ist Sonntag den 15.
Abends über Coblenz nach Baden abgereist.

Der Kronprinz ist gestern (17.) neu gestärkt
von Carlsbad zurückgekehrt und begab sich zunächst
nach Potsdam- wo zur Zeit die Kronprinzliche Fa-
milie verweilt.  

Der Reichstag wird voraussichtlich am
Donnerstag oder Freitag in die dritte Berathung des
Strafgesetzbuchs eintreten können und dieselbe ver-
muthlich in einer bis zwei Sitzungen erledigen.

Die übrigen Arbeiten werden, wie man an-
nimmt, fo gefördert werden, daß der Schluß der
Sesfton möglicher Weise am 28. erfolgen kann.

Der KommunabLandtag des Regie-
rungsbezirks Wiesbaden wird etwa mm 12_
Juni, der ProvinziabLandtag der Provinz
Preußen zum 19. Juni einberufen werben.

—-

Eine Volksabsiimmuug in Frankreich.
Der Kaiser Napoleon III. hat am 8. d. M. die Be-
völkerung Frankreichs zu einer allgemeinen Abstim-
mung darüber berufen, ob die Aenderungen, welche
er in den letzten Monaten in Bezug aus die Ver-
fassung des Landes vorgenommen hat, die Billigung
des Volkes finden oder nicht. Jndem der Kaiser das
gesammte Volk, unter dessen Zustimmung er vor
18 Jahren die Regierung übernommen hatte, zum
Urtheil über seine neuesten Schritte aufrief, war es
von vorn herein allseitig anerkannt, daß der Ausfall
dieses Urtheils zugleich ein Maßstab des Vertrauens
sein werde, dessen sich die Kaiserliche Regierung gegen-
wärtig in der Bevölkerung zu erfreuen hat. Diese
Bedeutung ist der neuen Abstimmung in noch höherem
Maaße durch die Gegner der Regierung gegeben
worden, welche Alles daran setzten, bei dieser Ge-
legenheit den Beweis zu führen, daß das Ansehen
der Kaiserlichen Regierung nicht mehr aus der früheren
Höhe stehe.

Der Ausfall der Volksabstimmung hat diese
Berechnungen zu Schanden gemacht nnd von Neuem
unwiderleglich bekundet, wie fest die Regierung des
Kaisers nach wie vor in dem Vertrauen des fran-
zösischen Volkes gegründet ist.

Von 10 Millionen stimmberechtigten Franzosen
haben über 81s2 Millionen an der Abstimmung Theil
genommen und von diesen über 7 Millionen sich zu
Gunsten der Kaiserlichen Regierung und nur 11s2
Millionen gegen dieselbe ausgesprochen Wenn dieser
Erfolg an und für sich schon von der größten Bedeu-
tung ist, so wird das Gewicht desselben im Vergleich
mit früheren ähnlichen Ergebnissen durch den Umstand
noch erhöht, das die diesmalige Abstimmung unter
völliger Freiheit der politischen Bewegung, ja nach
einer lang andauernden lebhaften politischen Agitation
stattgefunden hat. Je mehr die Kaiserliche Regierung
auch ihren heftigsien Gegnern volle Freiheit der Er-
örterung und öffentlichen Einwirkung gewährt hatte,
desto entschiedener ist in deru günstigen Erfolge der

Volksabstimmung eine Verurtherlnng jener Agiteition

Seitens der überwiegenden Mehrheit des französischen
Volkes und eine sichere Bükgschaft Dafür zu finden,
daß der Kaiser die bisherigen Wege seiner Politik im
Vertrauen auf Gegenwart und Zukunft zuversechtlichi
verfolgen kann.
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Kirchlicher Unzeiger aus Oels.
Am Sonntage Rogute

predigen zu Oels:
»Ja der Schloß- und Mart-Kirche:

Frühpredigt: Herr Probst Thielniann.
Amtspredigt: Herr Superintendent Hohinthai.
Nachmittagspredigt: Herr Diakonus Krebs»

Ju der St. Salvator-Kirche:
Sonnabends und Mittwochs Nachmittags 1 Uhr und Sonntags
Nachmittags l; Uhr: Herr Subdiakoiius Böhmer --. Kinderlehre«

Am Himmelfahrtsfeste
predigen zu Oels:

In der Schloß- und sJßfarrfircbe:
Frühpredigt: Herr Diakonus Krebs.
Amtspredigt: Herr Supcrintendent HohenthaL
Nachmittagspredigt: Herr Probst Thielniaiin.

_ In der St. Salvatorkirche:
Mittags l2 Uhr: Herr Superintendent Hobentbal.

cifeuersicherr Dachpiippew
Theer und Asphaltlack empfiehlt zu den
möglichst billigen Preisen

Bernstadt, den 10. Mai 1870.

J. A. Trautwein.

  

l

 

Sonntag, den 22. Mai 1870:

Hchkivrnsrhieseen zu Lampen-vors
wozu ergebenst einladet

schmacht,
Gastwirth.

Jaguettes
für Damen, von seidnen und wollnen Stoffen,
modern und solid gearbeitet, empfiehlt in reicher
Auswahl

l}. Meidner.
Zu bequemer Abholung nach der Saatzeit:

trockenes Kiefern Leib- und Stockholz; sehr ker-
niges Eichen-Schälholz für Stellmacher und
eichene Zaunsaulen, mit dein Stock gerodet,

in bedeutender Auswahl und zu billigen Preisen.
Dom. Kraschen bei Bernsiadt,

Vorwerk Sahiok.

 

 

 

Eröffnung

der Dampf- und Wannenbåden
Donnerstag, den l9. Mai 1870.

Beten F. Oswald,
Apotheker.

Preußische Hagel-Versicherungs-Actieu-Gefellschaft.
Dieselbe versichert Bodenerzeugnisse gegen Hagelschaden.

billig, Nachfchüsse werden also niemals erhoben.
Die Prämien sind fest und

Die Schäden werden wie in früheren
Jahren conlant und unter Zuziehung von Landesdeputirten regulirt und binnen Monats-
frist nach Feststellung voll und baar bezahlt. Bersicherungen auf mehrere Jahre genießen
einen angemessenen Prämienrabatt, welcher sofort von der Jahresprämie in Abzug gebracht wird.

Die Unterzeichneten sind zu jeder Auskunft und zur persönlichen Aufnahme von Bersicherungen
stets bereit und empfehlen dem landwirthschastlichen Publikum obige Gesellschaft ganz ergebenst.

P. R. Lück in Oel-re
Krüger, postexpcditeur in Iampersdarf

Hermann Müller in Orts. .
Lunis Böhricht, Bentier m scrnttadt

Wollzüchchcinwand
bester Qualität

empfiehlt zu billigftem Preise

Gar! Groeger.
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« Billigfte Gelegenheit -
für Auswemderer und Reisende nach cAmerika

von Stettin direkt nach {Im-„MR
mit den Poftdampfschiffen des Nordamerikanifchen Lloyd’s.
„Western Metropolis“ Capt. Quick am 15. Juni.

Passagepteife incl. Bekösiigung: Cajüte 100 Thlr., Zwischendeck 50 Thlt. Pt. (Set,
Kinder unter 10 Jahren die Hälfte, unter 1 Jahre 3 Thlr. Pr. (Set.

und mit dem prachtvollen kupferfesten und gekupferten, schnellsegelnden Norddeutfchen Barkschiff
„Frenndschal’t“, Capitain Schuchhard, am l. Juli.

Passagepreife incl. Bekösiigung: Cajüte 60 Thlr., Zwischendeck 85 Thlr. Pr. Crt.,
Kinder unter 8 Jahren die Hälfte, unter l Jahre 8 Thlr. Pr. Ert.

Nähere Auskunft wegen Passage und Frucht ertheilt
" Conful C. Niessing' iii Stettin, Dampfschiffs-Bollwerk 3,

coiicess. Ausivanderungs-Unternehmer.

G. “’ellncr,

 

  

-‚ äegtmentn-fiattler, »
empfiehlt sein großes Lager von gut gearbeiteten engl. Pritfchsattecm

sowie eine große Auswahl aller Gattungen Reisekoffer
zur geneigten Beachtung.
 q l

  —-—-——s—1s Epileptifche Krämpfe (Fallfucht)
HT« heilt briestich der Specialarzt für Epilepsie Doctor 0. Hiilliseh . - ‚g

« ‚ in Berlin, jetzt: Louisenstraße 45. — Bereits über Hundert geheilt.

 

 

Den geehrten Herren Land-
wirthen der Stadt und Umgegend
empfehle ich hiermit meine

ctfiilirili
landwirthschaftlicher Maschinen
einer gefälligen Beachtung, und halte
stets Dresch- und Siedemaschinen für
Hand- und Roßhetriebz Getreide-
kekngUUgs-· Und Mußmafchinen, Rü-
benschneiden u. s. w. auf Lager. Rek-
paraturen werden in kürzester Zeit
unter soliden Bedingungen ausgeführt
OhlaU, im Mai 1870.

W. Efi‘enberger,
Schloßplatz Nr. 163.

Alte Eisenbahnschienen
offerirt billigft

J. Hirschmann.  

 

— Ein Grundstück-«
in Kemven ist unter günstigen Be-
dingungen bald zu verkaufen Das-
selbe ist nahe an dem künftigen Bahn-
hose der Breslau-Warschauer Bahn
gelegen,dereu Bau begonnen hat. Das
Grundstück besteht in einem Wohn-
hause mit guten Kellern, mit massivem
Stallgebüude, Hotraum und einem
l Morgen großen daranftoßenden Gar-—-
ten. Es würde sich» zueinem Lager-
platze gut eignen. Naheres autfrankirte
Anfragen bei dem Besitzer sah A. B.
Stadt Königshütte poste restante.

M Honigfåsser, M
6 Stück große, eichene, und 8 Stück eichene halbe
sind billig zu verkaufen bei

R. sammel-
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jrurrnctfimetungahank für Deutschland in Gatha

Nach dem Nechnungsabschlusse der Bank für 1869 beträgt die Ersparnis-
für das vergangene Jahr

73 Procent
der eingezahlten Prämien

Jeder Banktheilnehmer in hiesiger Agentur empfängt diesen Antheil nebst
einem Exemplar des Abschlusses bom Unterzeichneten, bei dem auch die ausführlichen
Nachweisungen zum Nechnungsabschlusse zu jedes Versicherten Einsicht offen liegen.

Denjenigen, welche beabsichtigen, dieser gegenseitigen Feuerbersicherungs-
Gesellschaft beizutreten, giebt der Unterzeichnete bereitwilligst desfallsige Auskunft und
vermittelt die Versicherung. ·

Oels, den 12. Mai 1870.

August Burkhart,
Agent der Feuerbersicherungsbank f. D. in Gotha.

Frischen, abgegohrenen, unskifaflfehien Fruchtfvrup von

Himbeeren,
Johannisbeeren,

11 Ctr. 18 Thlr., 1-4 Ctr. 5 Thie» 10 Pfd. 21/. Thlr., I Pfd. 10 Sar-
empfiehlt

Oels, den 19. Mai 1870. F. Oswald‚
Apotheker.

W Glatz’s Kam Zum Norddeutskyen auf, M
Schmiedebrücke Nr. b.

empfiehlt seine Zimmer bei anerkannt prompter und reeler 2Bedienung zu den billigsten Preisen.

Jch beabsichtige, meine hierorts befindliche W Maurcrgkscucn M

Freistelles beftebenb aus 8 Morgen Acker- unb finden bei gutem, zeitgemäßem Lohn dauernde Be-
sjz Morgen Wiesenland, sofort zu verkaufen. « ä ti un bei mir und können i alsbald melden.

Sibyllenort, den 5. Mai 1870. schgegkzg txchveiuh «
Gottlicb Schubert Niaurerme ister.

Dominium Dzielonke hat noch 40 Stamme
fchwaches Bauholz (im December gefällt), 10 Schock W Mlcths'Contractc, M
Izöllige und 5/4 zöllige Bretter und trockenes höchst praktisch- das StÜck 1 Sgri bel

 

 

  

 

 
 

 
 

   
 

 

 

 

  

Brennholz zu verkaufen. A. Ludng.
—

Maritprerfe der Städte Oels nnd Bernstadt, Marltpreis von Breslau
vom 14 Mai 1870. vom 17. Mai«1870.

Oels. Spin“ NoggensGerfte. Erbsen.|15afer. |51arton__. Heu. Stroh We 1111111. mm

PrZ.Maab der Schfl. der Schfl der 6cbfl_ der Schfl.lder »Schfl der Schft der Ctr. dasSchck. “Ad—5h.
U·Gewicht. ktl.fgr.pf rtl far. pf. rtL far.pf. r-tl. far. pf.Irtl. far. pf. etl. san pf rtlfgr.pf. rt1. farbikgeisp Weizen 80—82 76 55 ,

Höchster 2 18| — l 28—- 116— 2 5 —— l 5— -— -—— l 10— 8 -—-1-—» Gelder dito 77—78 75 65.:

Mittler 217——« 127—-1—15 2 _._. l 4——16— l 9— 7- 15-—Rog en . . 58-—59 57 55-
Niedkiger 216—- 126— 114:1l 28—- l 3.-— —- — l 8—- 7 —-—Get e . . 46-k47 45 42:

Beetnstadth den 14. Mal. Hafer . . . 33——34 32 30 «
Höchster 2 18— l 26— 25-1 4-— — 16— l 5 7 15—Erbsen . . 56-—60 .53 46 -
Mauer 217 125—- ist-—— —-— 13 6 —- —— — —-——- ——-K1ce«·c«.·twthe —- — — —-
Niedriger 216— 124—-114—-———- l 3————_5——.—- --- bitomcifie —- — —- —-                  


